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sierung der vielfältigen Beziehungen zwisdien Inter
essenverbänden und staatlichen Instanzen der W irt
schaftspolitik, für die der Bundeswirtsdiaftsrat — in 
welcher Form auch immer — als ein Mittel angesehen 
wurde und noch wird. Nur so läßt sich die Äußerung 
der Deutschen Angestellten Gewerkschaft verstehen, 
die unmittelbar nach Veröffentlichung des Gutachtens 
die Notwendigkeit eines dem Parlam ent und der Re
gierung zur Seite stehenden Beratungsgremiums in 
Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik betonte, 
dem auch Gesetzesinitiative zustehen müsse, wobei 
sie auf das Beispiel des Wirtschafts- und Sozialaus
schusses der EWG verwies.

Aber so berechtigt die Forderungen der Freunde eines 
Bundeswirtschaftsrates, die hauptsächlich darauf hin
auslaufen, denjenigen, der politischen Einfluß besitzt, 
auch in aller Öffentlichkeit die Verantwortung dafür 
tragen zu lassen, auch sein mögen, so sehr muß man

sich fragen, ob es nicht andere M ittel und W ege gibt, 
die Diskussion über die wirtschaftspolitische Gesetz
gebung zu formalisieren und sie mit hinreichender 
Publizität auszugestalten. Der Wissenschaftliche Bei
ra t beim Bundeswirtschaftsministerium wird in einem 
zweiten Gutachten zu dieser Frage Stellung nehmen. 
Hierin soll auch die Frage behandelt werden, ob man 
mit der Einführung von Hearings nach am erikani
schem M uster diesem zentralen Problem unserer plu
ralistischen Gesellschaftsordnung wird zu Leibe rücken 
können.

Die Öffentlichkeit ist gespannt, wie das zweite Gut
achten des Wissenschaftlichen Beirats die Probleme 
des Zusammenwirkens von staatlichen und nichtstaat
lichen Kräften in der W irtschaftspolitik in den Griff 
bekommen wird. Beim Gesetzgeber wird es dann lie
gen, dem vernünftigsten Vorschlag den W eg für eine 
neue W irklichkeit wirtschaftspolitischer W illensbil
dung zu ebnen.

Die Investitionspolitik der Volksrepublik Bulgarien
Prof. Dr. Dinko Tosdiev, Sofia

In der allgemeinen Nachkriegsentwicklung der bul
garischen W irtschaft nimmt das Tempo der In

vestitionen einen besonderen Platz ein. Es stellt die 
Quintessenz der staatlichen W irtschaftspolitik dar. Die 
planmäßige M obilisierung der Finanzmittel imd Res
sourcen und deren planmäßige Verwendung in eini
gen ausgewählten W irtschaftszweigen hatte  eine 
rasche Hebung nicht nur der Ökonomie, sondern auch 
des ganzen sozialen Lebens des Landes zur Folge.

In diesem Zusammenhang könnte man von einer wis
senschaftlich betriebenen Investitionspolitik sprechen. 
Es handelt sich nicht nur um eine einfadie, möglichst 
größere Bereitstellung von Geldfonds, sondern auch 
um ihre zweckmäßigste V erteilung unter den verschie
denen W irtschaftszweigen — und zwar in einer Weise, 
die möglichst günstige Auswirkungen auf alle Gebiete 
des Gesellschaftslebens haben soll. Als w iditigste 
Voraussetzung bei der Ausarbeitung des Investitions
planes für eine bestimmte Planungsperiode gilt eine 
tiefgehende wissenschaftliche A nalyse der Ausgangs
situationen. Auf Grund der so gewonnenen Erkennt
nis werden die Grundsätze der Investitionspolitik für 
d ie folgende Planungsperiode aufgestellt. Daß eine 
soldie Aufgabe sehr kompliziert ist, w ird offenbar, 
wenn man sich vergegenwärtigt, daß gerade die be
reits laufenden Investitionen keine Änderungen er
fahren dürfen, da sich mit Sicherheit einstellende Ver
luste vermieden werden müssen.

Die sozialistische wissenschaftliche Methode, die bei 
der oben erwähnten A nalyse der w irtsdiaftlichen Lage 
angewendet wird, sichert eine objektive Einsicht in 
das bereits erreichte N iveau der W irtschaftsverhält
nisse des Landes. Bei der Ermittlung der vorhandenen

Voraussetzungen w erden die Richtlinien der zukünf
tigen Entwicklung festgelegt. Das Prinzip, das die Mög- 
lid ikeit für eine relativ  fehlerlose Investitionsplanung 
schafft, ist die Konzentrierung aller Investitionsm ittel 
in einer Hand. Durch den staatlichen Generalfinanzie
rungsplan werden sämtliche Beträge für Finanzierun
gen imd Kreditierungen zusammengefaßt. Es gibt be
stimmte Unterschiede in der Anwendung der Finan
zierungs- oder Kreditierungsmethode für die Anlage 
des Geldfonds, deren W esen aber nur vom Gesichts
punkt der Finanzkontrolle zu erklären ist.

Um eine richtige Vorstellung von der Dynamik der 
Investitionsentwicklung in der Volksrepublik Bulga
rien seit dem Inkrafttreten des ersten Fünfjahresplanes 
(1949) zu erhalten, muß man wissen, für welche In
vestitionsvorhaben Mittel im Rahmen der staatlichen 
Aufgabenstellimg zur Erweiterung des Kapitalstocks 
bereitgestellt werden.

Die Investitionen werden grundsätzlich aus zwei 
Q uellen gespeist: a) aus dem staatlichen H aushalt und
b) aus den Gewinnen der Betriebe. Die m ittleren und 
kleineren Investitionen werden gewöhnlich aus den 
betrieblichen Gewinnen finanziert. Die höchste Grenze 
der betrieblichen Investitionen wird vom Staat fest
gelegt. Am Anfang des Aufbaus der Planungsarbeiten 
beliefen sich die Summen für die genannten Klein
investitionen bis auf 100 Lew a.') Es besteht aber eine 
sichtbare Tendenz, die Selbständigkeit der Betriebe 
bei Investitionsvorhaben zu erweitern, d. h. ihnen das 
Recht zuzubilligen, größere Summen für Investitions
zwecke einzuplanen. Da solche Geldfonds nur in dem

1) etwa 291,40 DM.
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b e t r i e b l i c h e n  Jahresplan auszuweisen sind, 
w erden sie mit einem besonderen tedinisdien Aus
drude gekennzeidinet — als unterlim itierte Investitio
nen im Gegensatz zu den im staatlidien Plan aufge
nommenen Investitionen, die als lim itierte Investitio
nen bezeidinet werden.

Die im Staatshaushalt ausgewiesenen Zuwendungen 
an die sozialistisdien Betriebe werden auf die jeweils 
entsdieidenden Aufgaben im Rahmen der erw eiterten 
sozialistischen Reproduktion und der gesellsdiaft- 
lidien Konsumtion gelenkt und entsprediend verteilt. 
Der H auptteil der Investitionen fällt also dem Staat 
ZU; im einzelnen gehören hierzu:

1. Investitionen für Bauvorhaben;
2. Investitionen für Ausrüstungen;
3. für Erstaustattung mit Grundmitteln, Werkzeugen, 

V orriditungen und Modellen, die zur Inbetrieb
nahme neuer Kapazitäten dienen, ohne Rüdisidit 
auf Lebensdauer und W ert;

4. Erstausstattung mit Grundmitteln zur Aufnahme 
neuer Produktionen, die sidi aus abgesdilossenen 
Forsdiungs- und Entwidilungsarbeiten ergibt;

5. Betriebs- und Gesdiäftsausstattungen;
6. für die Erriditung von sanitären, kulturellen und 

sozialen Einriditungen;
7. für Einbauten, N eubauten oder baulidie V erände

rungen an Grundstüdcen und Anlagegegenständen, 
die sidi in staatlid ier Verwaltung befinden, und 
dergleidien mehr.

D ynam ische  In ves titio n sp o litik  in  d e r  P eriode  
1949— 1962

Kennzeidinend für die Investitionspolitik Bulgariens 
während der oben erw ähnten Periode w ar die Auffas
sung, die Geldfonds des S ta a te  auf die Industriali
sierung des Landes zu konzentrieren, wobei an erster 
Stelle die Sdiwerindustrie stand. Die Kontinuität die
ser Politik ist ideologisdi imd politisdi begründet. 
Man kann aber von gewissen Umstellungen in diesen 
Riditlinien seit den letzten drei bis vier Jahren  spre
dien. Diese Umstellungen beziehen sich auf die Be
sdilüsse des Rates für gegenseitige W irtsdiaftshilfe 
(RGW), die eine weitgehende Arbeitsteilung, Speziali
sierung und Kooperation in  der Produktion einzelner 
W irtsdiaftszweige vorsehen. Die Folgen dieses neuen 
Kurses sind sdion je tzt bem erkbar und werden in der 
nädisten Zukunft nodi stärkeren Einfluß auf die In- 
vestitionspolitik des S taates haben.

Entwicklung der Investitionen
(in Mill. Lewa, zu den jew eiligen Preisen)

Indexzahlen und Struktur der lim itierten Investitionen 
in  der Periode 1949— 1962

(1957 =  100)

Art der Investitionen 1949 1957 1960 1961 1962

Limitierte
Unterlimitierte

264,9
31,7

359,2
158,0

733.2
458.3

756,7
503,1

831,6
484,4

Insgesamt 296,6 517,2 il91,5 1259,8 1316,0

Sektor 1949 1957 1960 1961 1962

Bauvorhaben und 
Ausrüstungen 90,5 100,0 203,0 206.8 219,8

Maschinen und 
Maschinenanlagen 48,8 100,0 235,3 237,6 283,0
davon eingeführte 

Masdiinen 100,0 260,6 283,4 350,3
G eologisdie

Forsdiungen 5,9 100,0 116,2 127,6 141,1
Sonstige Ausgaben 100,0 201,7 206,9 286,8

Insgesamt 67,8 . 100,0 207,4 211,2 236,6

Die Dynamik in der Entw iddung der ersten Gruppe 
der Investitionen wird nodi deutlidier, wenn man In
dexzahlen und die statistisdie Einteilung in Betradit 
zieht.

Die Indexzahlen zeigen, daß man von einer sprung
haften Entwicklung gerade der Investitionen für Ma
schinen und M asdiinenanlagen in der Periode 1957 bis 
1962 spredien kann. In dieser Zeitspanne ist diese Art 
von Investitionen um m ehr als das 2,8fadie gestiegen, 
und der Teil, der aus dem Ausland eingeführt wurde, 
hat um etwa das 3,5fadie zugenommen. H ier sei audi 
nebenbei bemerkt, daß die Einfuhr von Masdiinen 
und M asdiinenanlagen aus den w estlidien Ländern in 
dieser Periode absolut und relativ  ebenfalls zugenöm- 
men hat. Das ist sdion aus den allgem einen Zahlen 
des Außenhandels mit diesen Ländern ersiditlidi und 
wird offenbar, wenn man die sdion vorher erwähnten 
Tendenzen in der Nadikriegsentwidclung der Volks
republik ¡Bulgarien betrad ite t — nämlich die Vorrang
stellung der Investitionen für die Industrialisierung 
des Landes, eine Aufgabe, die audi dem Außenhandel 
zufällt. In der Periode 1955 bis 1962 stieg der Anteil 
der w estlidien Länder am gesam ten Außenhandels
volumen des Landes von 10,6 % auf 17,1 %, wobei der 
Anteil der M asdüneneinfuhr der bedeutendste ist.

Der Dynamik der Investitionstätigkeit entspridit ein 
ständiges A nsdiw ellen der Finanzierungsquellen. Wie 
sdion erwähnt, w ird der größte Teil der M ittel für In- 
vestitionszwedse durdi den Staatshaushalt bereit
gestellt, gleidizeitig w ird aber audi in  den Planwirt- 
sdiaften ein großer Teil des Volkseinkommens durdi 
den Staatshaushalt mobilisiert. Daraus ergibt sidi, daß 
nur eine rasd ie Steigerung des Nationaleinkommens 
die V oraussetzung für eine bem erkensw erte Erhöhung 
der Finanzierungsmittel sdiaffen kann. In diesem Zu
sammenhang spielen selbstverständlidi aud i andere 
Faktoren, w ie A rbeitsproduktivität, bessere Ausnut
zung der Produktionskapazitäten, Sidierung des Ab
satzes der W arenfonds usw., eine Rolle.

Die Zentralstelle, in  der sidi die Finanzierungsfonds 
konzentrieren und dann auf Grund der Anweisungen 
des Finanzplanes auf die versdiiedenen Gebiete der 
W irtsdiaft und des Gesellsdiaftslebens verte ilt wer
den, ist die staatlid ie Investitionsbank. In der Periode 
1957 bis 1962 h a t sid i die Gesamtsumme der Investi
tionsfonds, die von dieser Bank aufgebradit worden 
ist, von 466,9 Mill. Lewa auf 1069,6 Mill. Lewa ver
größert. Von diesen Geldfonds entfallen auf den 
Staatshaushalt 188,1 bzw. 574,5 Mill. Lewa, d. h. etwas 
m ehr als die Hälfte der Gelder, die für Finanzierungs- 
zwedce veransdilagt w orden sind. Die restlidie Hälfte
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besteht aus: a) eigenen Mitteln*), b) Am onisationen,
c) Gewinnen der Betriebe, d) Zuwendungen aus den 
Budgets der Kreisräte, e) Bankkrediten.

Investitionsm ittel ohne Staatshaushalt
(in Mill. Lewa)

Fmanzieningsquelle 1957 1960 1961 1962

78,4 223,7 152,3 170,7
92,5 156,8 168,0 184,3
30,4 229,7 119,3 74,6
57,6 152,3 65,4 65,5

Eigene Mittel 
Amortisationen 
Kreishaushalte 
Bankkredite

Aus dieser Tabelle ergibt sich, daß die Finanzierungs
quellen, die fast die Hälfte des gesamten Geldfonds 
darstellen, sich in der Beständigkeit ihrer Aufbringung 
von den Mitteln, die aus dem Staatshaushalt geschöpft 
werden, unterscheiden. In der allgem einen Entwick
lung entdeckt man jedoch eine ständige Zunahme 
auch dieser A rt der Finanzierungsmittel, denn gegen
über dem Jahre 1957 sind die eigenen M ittel und die 
Amortisationen um etwa das Doppelte gestiegen. Die 
Investitionspolitik der Regierung räum t eine größere 
Selbständigkeit der Betriebe bei der Einfühnmg neuer 
Techniken ein, für die hauptsächlich Bankkredite auf
genommen werden. Außerdem haben die staatlichen 
Betriebe das Recht, wie schon an anderer Stelle er
wähnt, unter bestimmten Bedingungen kleinere und 
mittlere Investitionen selbst vorzunehmen. H ier muß 
unterstrichen werden, daß diese Politik m it jedem  Jah r 
durch neue Maßnahmen bekräftigt w ird imd dadurch 
die Ansätze für ein System liefert, das die V erantwor
tung für neue Investitionen in stärkerem  Maße als bis
her der Betriebsleitung und dem Kollektiv überträgt.

Diese Tendenz in der Investitionspolitik erklärt sich 
aus der Erkenntnis, daß eine größere Beweglichkeit 
der Betriebe auf dem Gebiet der Investitionstätigkeit 
günstigere Auswirkungen auf die Sparsamkeit bei der 
Verwendung von Finanzierungsmitteln ha t und be
sonders gute Resultate in der Einführung m oderner 
Techniken zeitigt. Das Prinzip der zentralen Leitung 
und der allgemeinen nationalen Planung besteht wei
terhin besonders bei der Schaffung von neuen Betrie
ben und der M obilisierung von M itteln zur erw eiterten 
Reproduktion.

Ein Überblick über die prozentuale Zusammensetzung 
der oben erwähnten Finanzierungsquellen ergibt fol
gende Struktur für die Periode 1950 bis 1960:

S taatshaushalt 65—70 •/»

H aushalte d er K reise 5—  8»/»

A m ortisationen
(stabile A ufw ärtsentw idclung) 17—21 •/•

Gewinne
(im Begriff vö llig  fo rtzu tallen) 2—  3 «/*

Eigene M ittel
(konstan ter Um tang) 5—  6 « /.

B ankkredite 2—  3 •/»
(in d er le tz ten  Z eit durch einen
Regierungsbeschluß v o n  1963
w ieder im  A ufschwung)

Um die Dynamik der Investitionen richtig einschätzen 
zu können, ist es notwendig, einen Blick auf die Ent
wicklung des Sozialproduktes und dessen Aufteilung 
zu werfen:

Die Entwiddung des Volkseinkommens
(1939 =  100)

Position 1948 1957 1960 1961 1962

Bmtto-Sozialprodukt 
" Volkseinkommen

123
101

282
203

412
282

433
290

473
308

Die Aufteilung des Volkseinkommens
(in V«)

Position 1952 1957 1960 1961 1962

Akkumulationsfonds 23,8 20,1 27,5 22,3 25,4
davon Zuwadis der

Grundmittel 9,5 12,2 15,4 15,1 13,8
Konsumtionsfonds 76,2 79,9 72,5 77,7 74,6

davon individuelle
Konsumtion 70,3 73,5 66,0 71,1 67,8

2} Eigene Mittel im Sinne von «eigene M ittel der Betriebe", die 
aus versdiiedenen Quellen stammen, z. B. aus dem Verkauf nidit- 
ausgewerteter Produktionsmittel.

Daraus ist zu schließen, daß zwei Faktoren wesentlich 
dazu beitragen, daß die Höhe der Finanzierungsmittel 
entw eder absolut und relativ  steigt oder niedriger als 
im vergangenen Jah r ist.

Diese Faktoren sind: die jährliche Durchschnitts
zunahme des Volkseinkommens und die Verteilung 
des Volkseinkommens auf Akkumulations- und Kon
sumtionsfonds. Die Zahlen zeigen auch, daß der Zu
wachs der Akkum ulation ausschließlich auf Rechnung 
der absoluten und relativen Zunahme des Volksein
kommens in  der angeführten Periode erfolgt.

A u fte i lu n g  d e r  In ves titio n en  nach  W irtscha ftssw eigen  
u n d  in  d e r  n ich tp roduk tiven  S p h ä re

Die Investitionspolitik umfaßt die Lösung einer Reihe 
von komplizierten Problemen der langfristigen Ent
wicklung nicht nur der Volkswirtschaft, sondern auch 
der Bevölkerung und der Kultur eines Landes. Darum 
w äre es falsch, wenn man Investitionen nur unter 
einem Gesichtspunkt betrachtet — zum Beispiel unter 
dem A spekt des Gewinns, wie das in  einigen Ländern 
der Fall ist.

U nter den Bedingungen eines Staates mit gesellschaft
lichem Eigentum ist es durchaus möglich, von einer 
volkswirtsdiaftlichen Rentabilität zu sprechen, und 
zw ar in der W eise, daß gewisse Unternehmen, die 
allein für sich unrentabel sind, eine Rolle als w esent
liche Voraussetzung spielen, Rentabilitätsbedingungen 
für eine große Zahl von Betrieben in  verschiedenen 
W irtschaftszweigen zu sdiaffen. Dieser Gedanke kann 
vielleicht damit illustriert werden, daß in vielen hoch- 
entwickelten Ländern mit privatwirtschaftlicher Ord
nung der S taat die Rolle des V erlierers spielt, indem 
er in verschiedenen W irtschaftszweigen bewußt un
rentabel wirtschaftet, so z. B. im Postverkehr, Eisen
bahnverkehr, in der Luftfahrt usw. Eine Folge davon 
ist, daß sich der bürgerliche Staat den Ruf als schlech
ter W irt erw irkt und die kommunale W irtschaft kom
prom ittiert, was wiederum dem Privateigentum von 
Nutzen ist.

Die Entwidilung in der Aufteilung der Investitionen 
der bulgarischen Volkswirtschaft zeigt, daß bei der
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Aufstellung des Finanzierangsplanes nicht nur die 
betriebliche, sondern auch die volkswirtschaftliche 
Rentabihtät in Betracht gezogen wird.

Limitierte Investitionen 
für Grundmittel nach W irtschaftszweigen

(in»/«)

Wirtsdaaftszweig 1949 1957 1960 1961 1962

Industrie 26,5 58,2 57,6 58,6 50,2
Bau-Wirtschaft 3,1 0,3 3,4 4,6 4,9
Landwirtschaft und 

Forstwirtsdiaft 
Verkehrswirtsdiaft 
Handel
Wohnungsbau 
W issensdiaft, Kultur,

Gesundheitswesen
u. dgl. 6,2 6,8 7,8 9,7 8,4

14,1 11,3 13,0 7,8 10,0
42,4 10,3 11,0 8,8 16,0

1.8 3,4 1,2 1,4 2,5
5.9 9,7 6,0 9,1 8,0

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Die Industrie und h ier vornehmlich die Schwerindustrie 
w ar das H auptobjekt der Investitionstätigkeit in der 
Periode von 1949 bis 1962. Das Schwergewicht der In
vestitionspolitik des Staates liegt auf der Entwicklung 
von Grundstoff- und M aschinenbauindustrie. Dies be
weisen die folgenden Daten: Die Stromerzeugung stieg 
in der Periode von 1939 bis 1963 von 266 Mill. kW h 
auf 7,18 Mrd. kW h; die Produktion von Braunkohle 
von 2,2 Mill. t  auf 21,9 Mill. t in derselben Periode; 
Eisenerze von 11 000 t  auf 655 000 t; Stahl von 6000 t  
auf 461 000 t; Blei von 0 auf 51 000 t; Zink von 0 auf 
56 000 t  im Jahre 1963; Zement von 225 000 t auf 2,21 
Mill. t  im Jahre  1963. H ier seien auJSerdem einige 
Zahlen über die Produktion der verarbeitenden Indu
strie angeführt, um die Dynamik auch in dieser Bran
che zu illustrieren : W echselstrommotoren von 14 000 
Stück im Jahre 1952 auf 444 000 Stück im Jahre 1963; 
E lektrokarren von 10 Stück im Jahre 1956 auf 8237 im 
Jahre 1963. Die Daten für die Produktion einiger 
M assenverbrauchsgüter lauten wie folgt: Rundfunk
geräte von 108 000 Stück im Jahre 1957 auf 200 224 
Stück im Jahre  1963. In derselben Periode stieg die 
Produktion von Fernsehgeräten von 0 auf 29 114 Stück, 
von Kühlschränken von 0 auf 17 050 Stück.

Eine große Bedeutung als Wirtschaftszweig hat auch 
die chemische Industrie in der kurzen Periode von 
1956 bis 1963 durch erhebliche Investitionen und den 
Bau neuer W erke erlangt: Stickstoffdünger von
34 200 t  auf 193 200 t; Phosphordünger von 0 auf 
90 300 tj Schwefelsäure von 28 600 t  im Jahre  1956 
auf 298 500 t  im Jah re  1963. Diese ungemein schnelle 
Hebung der industriellen Produktion — gemessen an 
den M aßstäben eines zurückgebliebenen Agrarlandes 
— ist von nam haften ausländischen Beobachtern m ehr
mals unterstrichen worden.

A ber nicht nur auf dem Gebiete der industriellen Pro
duktion, sondern auch in anderen Bereichen, wie z. B. 
im Verkehrswesen, dem Handel und in der Landwirt-

3) Statistitsdieski Sprawotsdinlk 1963, hrsg. vom Zentralamt der 
Statistik beim Ministerrat, Sofia 1963; .Zwanzig Jahre auf dem 
W ege des Sozialismus*, Nadisdilagbudi des Agitators, Zahlen und 
Fakten (Bulgatisdi). Riditlinien des VIII. Parteitages der Bulgari- 
»dien Kommunistisdien Partei für die Entwidclung der V olks
republik Bulgarien in den Jahren 1961 bis 1980, Fremdspradien- 
verlag, Sofia 1963j .O tetsd iestven Front*, vom 31. 1. 1964.

Schaft, sind Erfolge, wenn auch nicht in solch beträcht
lichem Ausmaß, erzielt worden. Daß z.B. in  der Land
wirtschaft keine spektakulären Resultate zu verzeich
nen sind, kann nicht w eiter verwundern, da die Land
wirtschaft bei privatwirtschaftlicher, ebenso wie unter 
der gesellschaftlichen Produktionsweise, bedeutend 
größere K apitalanlagen erfordert, um die Arbeits
produktivität rasch zu heben, als die Verarbeitung von 
Grundstoffen. Dafür spricht die gesam te Geschichte der 
Industrieentwicklung in den ~ hochindustrialisierten 
Ländern.

Bemerkenswert sind auch die Folgen der Investitions
tätigkeit des S taates auf dem Gebiete des W ohnungs
baus und der Kultur. H ier w urden einige Traditionen 
übernommen und so die Aufgaben mit neuem Willen 
in größerem M aßstab vorangetrieben. Allerdings hat 
sich die Investitionspolitik des bulgarischen Staates 
dieser Aufgabe in größerem Ausmaße erst in einer 
späteren Periode gewidmet, etwa nach 1956.

Immerhin hat der Staat im Jahre 1962 etwa 8 % aller 
Investitionen dem W ohnungsbau und 8,4 °/o wissen
schaftlichen Zwecken und dem Gesundheitswesen ge
widmet. In der Periode von 1957 bis 1962 konnten 
durchschnittlich jährlich 43 000 bis 45 000 Wohnungen 
an die Bevölkerung übergeben werden, davon etwa 
die Hälfte an die Dorfbevölkerung. W ie schnell sidi 
die bedeutenden Investitionen für die Wissenschaft 
auswirken, zeigt die Anzahl der Studenten, die auf 
10 000 Einwohner entfallen: In der Zeit von 1957 bis 
1962 ist diese Zahl von 53 auf 89,1 gestiegen. Ver
gleichszahlen für die Nachbarländer lauten: Griechen
land 28,9 (1959 bis 1960) und die Türkei 25,3 (1961 bis 
1962).

Es ist offensichtlich, daß zwischen der vorangegangenen 
Entwicklung der Schwerindustrie und der Entwicklung 
der W issenschaft und der K ultur ein enger Zusammen
hang besteht: die neuen Industriebetriebe brauchen 
Spezialisten mit verschiedener Ausbildung, und die 
schnellwachsende städtische Bevölkerung benötigt 
Grund- und Mittelschulen, Theater, Kinos usw.

D er P ersp ek tivp la n

Die V olksrepublik Bulgarien hat einen langfristigen 
Perspektivplan für die Periode von 1961 bis 1980 auf
gestellt. Der Plan sieht vor, daß in dieser Zeit ein Be
trag  von insgesam t etwa 65 Mrd. Lewa für Investi
tionszwecke ausgegeben wird. Das ist etwa 50mal 
mehr, als die Geldfonds auswiesen, die im Jahre 1962 
bereitgestellt w orden sind.

W as die künftige Linie der Investitionspolitik betrifft, 
so zeigt sie folgende Richtung: schneller Aufbau der 
Industrie, allerdings mit größerer Aufmerksamkeit ge
genüber der Leichtindustrie als bisher. Die Volksrepu
blik Bulgarien w ird mit Hilfe der sozialistischen und 
auch der westlichen Länder moderne Betriebe für 
Maschinenbau, chemische Produktion, W asser- und 
Kohlenelektrizitätswerke errichten.
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Ein. besonders großes Interesse zeigen im Zuge der 
beabsiditigten M odernisierung der Leiditindustrie die 
bulgarisdien Im portuntem ehm en an der Einfuhr neuer 
Industrieanlagen zur V erarbeitung von Gemüse, Obst 
und versdiiedenen anderen Nahrungsm itteln der Land
wirtsdiaft.

Ein neues Moment in der Investitionspolitik, für die 
nädisten 15 Jahre sind die Investitionen für gemein
same Vorhaben der RGW-Länder. Im Jahre  1963 und 
in der ersten Hälfte dieses Jahres ist eine Reihe von 
Besdilüssen im RGW gefaßt worden, die auf eine 
weitere Spezialisierung der Industrieproduktion und 
auf eine Sdiaffung von großen zwisdienstaatlidien Un
ternehmen abzielen. Eine w iditige Rolle auf diesem 
Gebiete wird zweifellos die vor kurzem gegründete 
Internationale Bank der RGW-Länder spielen, die zu
nädist als C learingbank fungiert, aber später audi 
Investitionsfunktiönen ausüben wird.

Bei der Durdiführung der langfristigen Investitions
politik ist der bulgarisdie Staat darum bemüht, dürdi 
eine Erweiterung seines A ustausdies mit den sozia- 
listisdien und allen anderen Ländern einen rasdien 
tedmisdien Fortsdiritt und eine tedinisdie Rekon
struktion der nationalen V olksw irtsdiaft zu erreidien. 
Es wird beabsiditigt, die Automation in allen W irt
sdiaftszweigen und besonders in der Elektroindustrie, 
im Masdiinenbau und in der Erdölgewinnung und der 
Verarbeitung von Erdölprodukten in der diemisdien 
Industrie zu besdileunigen. Es werden bereits V er
handlungen von den bulgarisdien Handelsorganisatio
nen geführt, um größere Industrieanlagen und indu
strielle Ausrüstungen für die nädiste Zukunft sidier- 
zustellen. Das betrifft vor allem Industrieanlagen für 
die Chemieproduktion und einige Zweige der Nah
rungsmittelindustrie.

In der Zeit bis 1980 soll sidi die A rbeitsproduktivität 
in der Industrie um etwa das V ierfadie erhöhen. Um 
diese Erhöhung der A rbeitsproduktivität unter den 
Bedingungen der ständigen Verkürzung des Arbeits
tages zu sidiern, muß die A rbeitsproduktiv ität, pro 
Stunde um das Sedisfadie anwadisen. Deswegen be
treffen die Investitionsvorhaben hauptsädilidi die 
Automation. Der Anteil des Akkumulationsfonds soll 
etwa 27 %  des Volkseinkommens ausmadien. Auf die
ser Grundlage wird es möglidi sein, im ersten Jah r
zehnt etwa 20 Mrd. Lewa und im zweiten 45 Mrd. 
Lewa Investitionen zu sidiern. Ein bedeutender Zu
w adis für Investitionen auf dem Gebiete der Gesund
heit, W issensdiaft und der Kultur ist vorgesehen. So 
beläuft sidi die Summe für die Erweiterung und Festi
gung der m ateriellen Basis der Forsdiungsinstitute in 
den Jahren  der Generalperspektive auf etwa 500 Mill. 
Lewa lim itierter Investitionen. Die Zahl der W issen
sdiaftler muß sidi von 5900 im Jahre  1960 auf etwa 
35 000 im Jah re  1980 erhöhen. Soldie diarakteristi- 
sdien Angaben für einen sdinellen Zuwadis der In
vestitionsausgaben sind für alle Gebiete der Bildung 
und der Kultur zutreffend.

Zum Sdiluß soll hervorgehoben werden — obwohl 
diese Frage allein für sidi zu behandeln wäre —, daß 
in der V olksrepublik Bulgarien sehr bald eine neue 
O rganisation der betrieblidien Planung und insbeson
dere der Beziehungen der Betriebe zum Staatshaushalt 
durdizuführen ist, die eine bedeutende Rolle zur Stei
gerung der A rbeitsproduktivität und Besdileunigung 
des tedinisdien Fortsdirittes spielen wird. Die ersten 
V ersudie werden sdion sehr günstig beurteilt, weil das 
neue Betriebssystem der Betriebsleitung größere Selb
ständigkeit und w irtsdiaftlidie Beweglidikeit einräumt.

BS in/il

klebt nicht, fettet nicht
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